
Deutschland

Bundeskanzler Schröder: Jetzt werden wieder die Quertreiber bearbeitet
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kann. Nachdem sie sich als radikale Re-
formerin geoutet hat, findet sie sich in ei-
ner ähnlichen Lage wieder wie der Kanz-
ler. Zwar ist die Bindung der Union an
den Sozialstaat nicht so eng wie bei der
SPD, aber Widerstand wird es auch dort
geben.

Für viele Mitglieder der CDU-Sozial-
ausschüsse (CDA) ist die Sozialversiche-
rung Teil der politischen Identität. Schon
an diesem Montag wollen CDA-Chef Her-
mann-Josef Arentz und der Sozialexperte
der Fraktion, Karl-Josef Laumann, ein Ge-
genkonzept zur Herzog-Kommission vor-
legen. Darin werden vor allem das Prä-
mienmodell bei der Gesundheit und die
Privatisierung der Pflegeversicherung ent-
schieden abgelehnt. Stattdessen verlangen
die Arbeitnehmer einen Gesundheitsbei-
trag, der sich aus einer geringen Pauscha-
le und einem größeren einkommensab-
hängigen Anteil zusammensetzt – unter
Einbeziehung aller Einkommensarten.
Auch im Saarland wird an einem Gegen-
antrag gearbeitet. 

Merkel hat mit diesem Widerstand ge-
rechnet. „Es wird Heulen und Zähneklap-
pern geben“, sagte sie, als das Herzog-Kon-
zept vorgestellt wurde. Auf sechs Regio-
nalkonferenzen will sie an der Parteibasis
für ihr Reformprogramm werben. Mit die-
ser Methode hatte sie schon oft Erfolg.

Setzt sich die Vorsitzende auf dem Par-
teitag aber nicht durch, bestätigt sie die
Kritiker, die schon immer an ihrer
Führungsfähigkeit zweifelten. CSU-Vize
Horst Seehofer hält das Vorgehen der
CDU-Chefin deshalb für falsch. „Merkel“,
sagt er, „hat sich zur Unzeit festgelegt. Jetzt
ist die Sachdebatte eine Personaldebatte.“ 

War der Scoop der vergangenen Woche
am Ende ein Eigentor?

Schließlich hat sie selbst im Falle eines
Erfolgs wenig Einfluss auf das Verhalten
der Ministerpräsidenten im Bundesrat. Et-
liche der CDU-Regenten haben eigene, von
der Unionsspitze abweichende Vorstellun-
gen. Vor allem aber agieren hier ihre bei-
den größten Konkurrenten im Kampf um
die Kanzlerkandidatur, Edmund Stoiber
und Roland Koch.

Der hessische Regierungschef hatte sich
früh gegen einen Konsenskurs ausgespro-
chen. Er ist für Kompromisse nur zu ge-
winnen, wenn er sie selbst inszenieren darf.
Andererseits hat Koch mit seiner Ableh-
nung der Steuerreform den größten Teil
der Partei gegen sich aufgebracht. Er muss
den Eindruck vermeiden, Merkel schaden
zu wollen.

Das Gleiche gilt für Stoiber, der sich nur
Chancen auf eine erneute Spitzenkandi-
datur ausrechnen kann, wenn er nicht of-
fen gegen die Vorsitzende der CDU Politik
macht. Deshalb unterstützt er zumindest
verbal die Strategie Merkels. 

Seine Helfer in der Münchner Staats-
kanzlei arbeiten bereits an einem Gegen-
konzept zum Herzog-Papier. „Die CSU
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wird darauf achten, Reformkonzepte so zu
machen, dass sie realitätsnah und sozial
ausgewogen sind“, heißt es in Stoibers Um-
gebung. Es werde mit Sicherheit „an der ei-
nen oder anderen Stelle die eigene Hand-
schrift sichtbar werden“.

Wieweit Stoiber und Koch von den Kol-
legen eingebunden werden können oder
aber ihre eigenen Machtspiele betreiben,
wird sich wohl erst bei der Klausur der
Länderchefs Mitte November zeigen.

Deshalb hat Angela Merkel mit ihrer
Berliner Rede allenfalls eine Zwischen-
etappe gewonnen. Im Moment steht sie an
der Spitze der Reformer und der Spitze
der Partei. Kanzlerkandidatin ist sie damit
noch nicht.

Ihr Rivale Schröder muss nun bangen,
wie er den 17. Oktober übersteht. Bekommt
er keine eigene Mehrheit, sind er und 
die Reformgesetze gescheitert. Andernfalls
wird er mit der Union einen Kompromiss
im Vermittlungsausschuss suchen müssen.

Einigen sich dort die Parteien, würde
der rote Regent wohl auf die eigene Mehr-
heit pfeifen. Auch wenn einige Widerbors-
tige in seiner Fraktion in der Schlussab-
stimmung gegen den Kompromiss votier-
ten, kämen die Gesetze durch. Ein Minister
zum Kanzler: „Wir müssen nur cool blei-
ben.“ Dirk Kurbjuweit, Ralf Neukirch, 

Christian Reiermann, Michael Sauga, 
Christoph Schult 
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Zocken mit 
dem Kanzler

Drohungen und Beschimpfungen
nutzten bisher nichts: Sechs

Abweichler der SPD-Fraktion
verweigern sich Gerhard Schröders

Reformkurs. Wie lange noch?
Vor dem kleinen Haus der SPD im
bayerischen Kaufbeuren fährt ein
knallroter Golf mit quietschenden

Reifen ins absolute Halteverbot. Die Tür
geht auf, und Sigrid Skarpelis-Sperk steigt
aus.

Das Verbotsschild interessiert die sozial-
demokratische Bundestagsabgeordnete
nicht. Sie lässt sich nicht gern Vorschriften
machen. Nicht vom städtischen Ordnungs-
amt – und auch nicht vom Bundeskanzler. 

Skarpelis-Sperk ist eine von sechs SPD-
Parlamentariern, die am vorletzten Freitag
gegen Gerhard Schröders Gesundheits-
reform gestimmt haben. Am 17. Oktober
steht die nächste wichtige Entscheidung an
– über die Zusammenlegung von Arbeits-
losen- und Sozialhilfe sowie den Umbau
der Bundesanstalt für Arbeit. Wenn sie
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Antworten in Prozent

NFO-Infratest-Umfrage für den SPIEGEL vom 30. September bis 1. Oktober;
rund 1000 Befragte; an 100 fehlende Prozent: „weiß nicht“/„egal“

Abstimmen ohne Zwang
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   „Bei der Abstimmung zur Reform des
Gesundheitswesens haben sechs SPD-
Abgeordnete gegen das ausgehandelte
Reformpaket und damit gegen die eige-
ne Fraktion votiert. Sollten sich kriti-
sche Abgeordnete bei Abstimmungen
der Fraktionsdisziplin unterwerfen?“
und die anderen Abweichler dann erneut
Nein sagen, kann die rot-grüne Regierung
einpacken. 

In Berlin ist deshalb seit Tagen der Teu-
fel los. Bei der SPD folgt eine Krisensitzung
der anderen – nachdem der Kanzler, zum
wiederholten Mal, seinen Rücktritt ange-
droht hatte. 

Sechs Hinterbänkler aus der Provinz
zocken mit Gerhard Schröder um die Zu-
kunft Deutschlands. Die Abweichler sehen
sich als das letzte Bollwerk gegen eine
unsoziale Politik – als sozialdemokratisches
Gewissen. Der Kanzler dagegen hält sie nur
für Querulanten und Wichtigtuer. 

Alle waren schon im Frühjahr dabei, als
die SPD-Linke das erfolglose Mitglieder-
begehren gegen die Agenda 2010 startete.
Neben Skarpelis-Sperk gehört zu dieser
Fronde auch der Saarländer Ottmar Schrei-
ner, den Schröder 1999 aus dem Amt des
SPD-Bundesgeschäftsführers kippte. Mit
von der Partie sind außerdem die bayeri-
schen Genossen Klaus Barthel, Horst
Schmidbauer und Fritz Schösser sowie der
Hesse Rüdiger Veit.

Gut möglich, dass sie ihre Entscheidung
– wie schon bei der Gesundheitsreform –
erst kurz vor der Abstimmung treffen. Da-
bei wächst der Druck auf sie täglich: Der
Kanzler, Fraktionschef Franz Müntefering
und viele der restlichen 243 SPD-Bundes-
tagsabgeordneten drängen energisch zum
Schulterschluss. 

Doch die Rebellen bemühen sich, ihrer-
seits Entschlossenheit zu demonstrieren.
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Schösser Schreiner Skarpelis-Sperk Veit 

Abtrünnige Sozialdemokraten: „Wir sind uns unserer Verantwortung bewusst“
Barthel Schmidbauer 
„Ich werde mich nicht brechen lassen“,
sagt vor allem Schreiner, langjähriger Kom-
battant Oskar Lafontaines. „Ich will den
gröbsten Unfug verhindern“, pflichtet ihm
Schösser, im Hauptberuf DGB-Vorsitzen-
der in Bayern, bei.

Müntefering wirft dem widerspenstigen
Sextett vor, sich als Sozial-Helden der SPD
aufzuspielen, während die anderen die un-
bequemen, aber notwendigen Entschei-
dungen zur Rettung der Sozialsysteme
mittrügen. Das sei „feige und kleinkariert“,
schimpft der Fraktionsvorsitzende.

Der einflussreiche Chef der NRW-Lan-
desgruppe, Hans-Peter Kemper, forderte
die Rebellen in der vorvergangenen Woche
auf, ihre Fraktionsämter abzugeben. Sein
Kollege Alfred Hartenbach empfahl ihnen
sogar, das Mandat niederzulegen. Für den
Abweichler Veit könnte die allgemeine
Empörung konkrete Folgen haben: 12 der
17 Mitglieder der Arbeitsgruppe Inneres
baten ihren Sprecher Dieter Wiefelspütz,
den forschen Hessen als Stellvertreter ab-
zulösen. 

Selbst vormalige Gesinnungsgenossen
halten den Kurs der Dissidenten für über-
trieben: „So erreicht ihr gar nichts, ihr scha-
det nur der Linken insgesamt“, rügte deren
Sprecherin in der Partei, Andrea Nahles.

Jetzt, vor der Abstimmung über die
Hartz-Reformen, werden die Quertreiber
wieder bearbeitet. Bei Horst Schmidbauer
in Nürnberg klingelt das Handy ohne
Unterlass. Es sind Kollegen, die ihn be-
schwören, seinen Widerstand aufzugeben. 

Der Nürnberger Süden, wo Schmidbau-
ers Wahlkreis liegt, ist eine Hochburg der
Sozialdemokraten, doch bei der bayeri-
schen Landtagswahl haben sie nur noch
29,7 Prozent geholt – über 12 Prozent-
punkte weniger als vor fünf Jahren –, und
aus diesem Triumph der Rechten zieht der
Abgeordnete einen merkwürdigen Schluss:
Die Partei sei nicht links genug. 

Für die Wahlschlappe macht er vor allem
die Agenda 2010 verantwortlich. Vor ihm
liegt ein Stapel mit Briefen und E-Mails, in
denen ihm Bürger schreiben, er solle
Schröder weiter einheizen: „Wir stehen
hinter Ihnen“, steht da zu lesen. Die Un-
terstützung von der Basis, aber auch von
Bürgern ohne SPD-Parteibuch motiviere
ihn, sagt Schmidbauer. Natürlich verspüre
er den Druck aus Berlin. „Aber das hier ist
der Gegendruck.“ 

Einen Zwischenerfolg können Schmid-
bauer und Co. immerhin verbuchen. Die
Fraktionsspitze ließ vergangene Woche
durchblicken, dass man zwar an der
grundsätzlichen Linie nichts ändern werde,
gegebenenfalls aber noch zu „Präzisierun-
gen“ bei den Hartz-Gesetzen bereit sei. 

Erwogen wird unter anderem, die von
älteren Arbeitnehmern angesparten Al-
tersvorsorge-Vermögen besser zu schützen,
so dass sie nicht auf das Arbeitslosengeld
angerechnet werden können. Außerdem
sollen die von Wirtschaftsminister Wolf-
gang Clement geplanten Zumutbarkeitsre-
geln für arbeitslose Jugendliche entschärft
werden.
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Signale einer leichten Entspannung
sendet auch der Bundeskanzler aus: Am
vergangenen Dienstag empfing Gerhard
Schröder auf Vermittlung von Fraktions-
chef Müntefering Andrea Nahles zum Ge-
spräch im Kanzleramt. Sie soll dazu bei-
tragen, die sechs Aufsässigen zur Vernunft
zu bringen. „Jetzt wird nach innen gear-
beitet“, sagt einer seiner Berater, und die
Abgeordneten erleben einen ungewöhn-
lichen Obergenossen: Er argumentiert,
wirbt, hört zu.

Einige der Dissidenten zeigen bei so viel
Fürsorge Kompromissbereitschaft – oder
tun zumindest so. In dieser Woche wer-
den die sechs ihr weiteres Vorgehen bera-
ten. „Wir wollen ja nicht den gesamten
Reformprozess aushebeln“, beschwichtigt
Barthel, der sich offenbar vorsichtig aus
der Isolation zu tasten beginnt. Und Veit
ergänzt: „Wir sind uns unserer Verantwor-
tung bewusst.“

Ob am Ende alle Abweichler so einsich-
tig sind? Skarpelis-Sperk jedenfalls will sich
nicht „veralbern“ lassen.

Im Allgäu, sagt sie, sei man schon immer
aufsässig gewesen – und im Übrigen aus Er-
fahrung misstrauisch. Als sich im 16. Jahr-
hundert bei den Bauernaufständen das
Volk bereitwillig dem Heerführer Truch-
sess von Waldburg ergeben habe, weil er
ihnen freies Geleit versprochen hatte,
folgte prompt die Quittung: „Am Ende
wurden dann doch alle geköpft.“

Horand Knaup, Roland Nelles
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